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„Stand heute 
sind keinerlei 
Erhöhungen 
von Abgaben 
und Steuern 
geplant"  

(Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel am 
Mittwoch in der Fra-
gestunde des Deut-
schen Bundestages) 
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In dieser Ausgabe:

Am kommenden Wo-
chenende nimmt die 
Fußball-Bundesliga den 
Spielbetrieb in der ers-
ten und zweiten Liga 
endlich wieder auf. Die 
Beschlüsse der Bundes-
kanzlerin und 
der  Regie -
rungschefinnen 
und Regie-
rungschefs der 
Länder vom 6. 
Mai 2020 sind 
wichtige Schrit-
te für eine verantwor-
tungsvolle Wiederauf-
nahme des Sportbetrie-
bes in Deutschland.  

Die vorsichtige Öffnung 
im Breitensport und die 
Durchführung von 
Geisterspielen im Profi-
fußball dürften Sport-
treibende und Zuschau-
er wie auch Vereine 
und Ehrenamtliche 
gleichermaßen freuen. 
Dabei werden die Spie-
l e  der  Fußbal l -
Bundesliga unter Ein-
haltung eines strengen 
H y g i e n e k o n z e p t s 
durchgeführt und ent-
sprechen arbeitsrechtli-
chen Voraussetzungen. 

Von den Spielen im Be-
rufssport erhoffen wir 
uns wichtige Erkennt-
nisse, wie auch im Brei-
ten- und Freizeitsport 
eine verantwortungs-
volle Organisation und 
weitere Lockerung er-

folgen kann. Von ande-
ren Sportarten, wie 
zum Beispiel dem Bas-
ketball, aber auch von 
gänzlich anderen Ein-
richtungen, wie zum 
Beispiel Kitas, werden 

mit t l e rwe i le 
d i e  D F L -
H yg i e ne vo r -
schriften über-
nommen bezie-
h u n g s w e i s e 
auf eigene Be-
sonderheiten 

hin angepasst. Der 
Sport kann somit auch 
als Vorbild für andere 
gesellschaftliche Berei-
che auftreten. Ange-
sichts der sich entspan-
nenden  Lage  in 
Deutschland sind die 
Lockerungen im Sport- 
und Freizeitbereich 
wichtige Elemente, um 
allmählich zu einer ge-
wissen Normalität und 
einem stärkeren, sozia-
len Miteinander zurück-
zukehren. 

Ganz klar ist aber auch, 
dass die Gesundheit der 
Bevölkerung vorgeht 
und gerade in Phasen 
des Übergangs entspre-
chende Schutzmaßnah-
men von allen Beteilig-
ten auch konsequent 
eingehalten werden 
müssen. Nur so lassen 
sich Risiken minimie-
ren und weitere Schrit-
te verantworten. 

Das Hygiene-Konzept 
der DFL ist die Grundla-
ge für die jetzt erfolgte 
Wiederaufnahme des 
Spielbetriebs. Es war 
deshalb absolut ange-
messen, dass die Ver-
einsführung von Hertha 
BSC vergangene Woche 
durch die rasche Suspen-
dierung Kalous ein kla-
res und richtiges Signal 
gesetzt hat: Verstöße ge-
gen die neuen Corona-
Regeln dürfen nicht tole-
riert werden.  

Ein laxer Umgang mit 
den pandemiebedingten 
Auflagen würde den Be-
mühungen der Deut-
schen Fußball Liga, die 
Saison zeitnah fortzuset-
zen, den Todesstoß ver-
setzen. Das Hygiene-
Konzept, das größtmögli-
che Vorsicht walten 
lässt, kann nur dann 
greifen, wenn alle Sport-
ler, Trainer und Betreuer 
mitziehen. 

Es geht beileibe nicht 
nur um Gesundheits-
schutz: Nicht nur an der 
Fortsetzung der Bundes-
ligen hängen Arbeitsplät-
ze und die wirtschaftli-
che Überlebensfähigkeit 
von Vereinen und Unter-
nehmen. Ignorantes Ver-
halten gegenüber den 
Hygiene-Auflagen muss 
deshalb in der Bundesli-
ga konsequent bestraft 
werden. 

Endlich wieder Bundesliga  

Freitag, 15. Mai 2020 
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Unser Ziel muss sein, dass 
Deutschland aus den Schulden 

rauswächst, vergleichbar 
mit der Zeit nach der Fi-
nanzkrise 2008/2009. 
Auch damals wurden ho-
he Schulden aufgenom-
men. 

Wenn die Wirtschaft wie-
der ordentlich wächst, 
sinkt die Arbeitslosigkeit 
und steigen automatisch 
die Steuereinnahmen. 
Denn mehr Menschen 

sind wieder in Beschäftigung, 
mehr Unternehmen machen 
wieder Gewinne – und zahlen 
Steuern. Wichtig ist deshalb, 
dass wir möglichst schnell alles 
dafür tun und das Notwendige 
in Bewegung setzen, damit un-

Die anhaltende COVID-19-
Pandemie stellt die gesamte 
Volkswirtschaft 
vor enorme Her-
ausforderungen. 
Auch wenn sich die 
Auswirkungen auf 
die Steuereinnah-
men noch nicht 
genau beziffern 
lassen, müssen die 
Kommunen, die 
Länder und der 
Bund gleicherma-
ßen von enormen Minderein-
nahmen ausgehen. Es steht 
zu befürchten, dass die Aus-
wirkungen dieser Naturkata-
strophe noch drastischer sind 
als die Folgen der Wirt-
schafts- und Finanzkrise 
2008/2009.  

sere Unternehmer, Arbeit-
nehmer, Selbständige und 
Freiberufler wieder mit gan-
zer Kraft wirken können, die 
Wirtschaft wieder ins Laufen 
kommt und Wohlstand für 
uns Alle geschaffen wird.  

Steuererhöhungen wären der 
falsche Weg. Ehrlich gesagt 
haben sie noch nie für Wachs-
tum gesorgt. Im Bundeshaus-
halt müssen wir vielmehr da-
für sorgen, dass die Ausgaben 
mittelfristig wieder langsa-
mer wachsen als die Steuer-
einnahmen. Auf diesem Weg 
werden wir den Haushalt wie 
zwischen 2010 und 2014, als 
wir die „Schwarze Null“ er-
reicht haben, wieder konsoli-
dieren.  

Wirtschaft wiederbeleben 

Halbe-Halbe bei Maklerprovision 

lem die Kaufnebenkosten, die 
keine Bank finanziert, sondern 
durch Eigenkapital abgedeckt 
werden müssen. 
Daran fehlt es 
vor allem jun-
gen Familien 
oft. 

I n s b e s o n d e r e 
die Maklerprovi-
sion beträgt oft-
mals viele tau-
send Euro. Sie 
muss von den Käufern in großen 
Städten und Ballungsgebieten in 
der Regel alleine getragen wer-
den. Zukünftig heißt es nun: hal-
be-halbe, Verkäufer und Käufer 
müssen sich die Provision teilen. 
Das bedeutet massive finanzielle 
Entlastung und wird insbeson-
dere vielen jungen Familien den 
Weg in die eigenen vier Wände 
ebnen. Durch die Teilung stellen 
wir gleichzeitig sicher, dass 

Der Bundestag hat am Don-
nerstag das Gesetz über die 
Verteilung der Maklerkosten 
bei der Vermittlung von 
Kaufverträgen über Woh-
nungen und Einfamilienhäu-
ser beschlossen. Zukünftig 
heißt es nun: halbe-halbe, 
Verkäufer und Käufer müs-
sen sich die Maklerprovision 
teilen.  

Als Union wollen wir mehr 
Menschen den Traum von 
den eigenen vier Wänden er-
möglichen. Wohneigentum 
ist für viele Familien ein gro-
ßer Wunsch, das zeigt auch 
der enorme Erfolg des Bau-
kindergeldes. Bislang ist 
Deutschland bei der Eigen-
tumsquote allerdings leider 
Schlusslicht in Europa. Das 
wollen wir ändern. 

Eine hohe Hürde beim Im-
mobilienerwerb sind vor al-

Makler auch dem Käufer ver-
pflichtet bleiben und diesen 
kompetent beraten. Für viele 

Menschen ist der Kauf 
einer eigenen Immobilie 
die größte Investition im 
Leben, dabei müssen sie 
sich auf eine professio-
nelle Beratung verlassen 
können. 

Für die Union ist aber 
klar, dass auch der zwei-
te Kostentreiber, die 

Grunderwerbssteuer, runter 
muss. Hier wollen wir familien-
freundliche Freibeträge einfüh-
ren, die beim Erwerb selbstge-
nutzten Wohneigentums die 
Steuerlast senken. Hier ist vor 
allem der Bundesfinanzminis-
ter in der Pflicht, einen mit den 
Ländern abgestimmten Vor-
schlag zu machen. Darauf wer-
den wir als Union weiter drän-
gen. 
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Änderung Infektionsschutzgesetz beschlossen 

sodass dort ab kommenden 
Samstag nur noch stichproben-
artig kontrolliert werden 
muss. Außerdem lässt das In-
fektionsgeschehen sogar eine 
vollständige Beendigung der 
Grenzkontrollen an den Über-
gängen zu Luxemburg zu.  

Das Ziel, ab dem 15. Juni wie-
der einen gänzlich freien Rei-
severkehr zu haben, ist zu  un-
terstützen, auch wenn nicht 
absehbar ist, ob sich das Infek-
tionsgeschehen weiterhin so 
positiv entwickelt wie bisher.  

tests müssen künftig gemeldet 
werden. Damit wird die Analyse 

des jeweils aktuellen 
Infektionsgesche-
hens verbessert. 
Weiterhin wird der 
öffentliche Gesund-
heitsdienst und da-
mit v.a. die rund 375 
Gesundheitsämter 
in ganz Deutschland 

durch den Bund finanziell un-
terstützt. Zudem wird die Fort-

führung der Ausbildung und 
Prüfung in Gesundheitsberu-
fen auch in Pandemiezeiten 
geregelt. Testungen in Bezug 
auf Covid-19 werden Bestand-
teil des Leistungskatalogs der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung werden. Zudem umfasst 
das Gesetz eine Verpflichtung 
für Pflegeeinrichtungen, ihre 
Beschäftigten gestaffelte Son-
derleistungen (Pflegebonus) zu 
zahlen.  

Am Donnerstag haben wir  
aus Anlass der Coronakrise 
in zweiter und dritter 
Lesung weitere Maß-
nahmen zur Verbesse-
rung des Gesundheits-
schutzes beschlossen.  

Es wird eine dauerhaf-
te Meldepflicht für Er-
krankung an und Ge-
nesung von COVID-19 einge-
führt; auch negative Labor-

Wir haben heute im Deutsche 
Bundestag das Sozialschutz-
Paket II verabschiedet. Da-
mit wird nicht nur das Kurz-
arbeitergeld erhöht und das 
Arbeitslosengeld verlängert, 
sondern vor allem ein Schutz-
schirm über unsere soziale 
Infrastruktur aufgespannt, 
die uns in dieser Krise nicht 
wegbrechen darf. 

Neben vielen wichtigen Rege-
lungen im Gesetz sichern wir 
jetzt mit den Erweiterungen 
im Sozialdienstle ister-

Sozialschutz-Paket 2 
Einsatzgesetz den Bestand an 
Frühförderstellen. Wir schlie-
ßen eine Finanzie-
rungslücke und sorgen 
dafür, dass die Leis-
tungen der Frühförde-
rung nach der Corona-
Krise von den Hilfsbe-
dürftigen wieder bean-
sprucht werden kön-
nen. 

Zudem verbessern wir 
den Ressourceneinsatz zwischen 
den sozialen Dienstleistern. Um 
zielgerichteter helfen zu kön-

nen, ermöglichen wir daher 
einen Datenaustausch zwi-

schen den sozialen 
Dienstleistern und Leis-
tungsträgern. 

Wir nehmen die Sorgen 
unserer sozialen Dienst-
leister in diesen schwieri-
gen Zeiten sehr ernst und 
steuern dort, wo es Rege-
lungslücken gibt, schnell 
und effizient nach. Eins 

ist klar: Wir können uns ein 
Wegbrechen unserer sozialen 
Infrastruktur nicht leisten! 

rungen an den deutschen Au-
ßengrenzen der Prüfungsmaß-

stab das Infektionsge-
schehen.  

Zweitens dürfen Lo-
ckerungen bei den 
Grenzkontrollen im-
mer nur im Konsens 
mit den betreffenden 
Nachbarstaat vorge-
nommen werden.  

Beide Voraussetzungen sind 
jetzt an den betreffenden Grenz-
abschnitten zu Frankreich, Ös-
terreich und der Schweiz erfüllt, 

Bundesinnenminister Horst 
Seehofer hat Lockerungen bei 
den Binnengrenzkon-
trollen angekündigt. 
Sie sind ein wichtiges 
Signal zur richtigen 
Zeit.  

Wir können den Rei-
severkehr nicht dau-
erhaft stilllegen. Für 
uns sind bei den Lo-
ckerungen der Binnengrenz-
kontrollen zwei Punkte ent-
scheidend:  

Erstens ist für alle Verände-

Grenzkontrollen gelockert 
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„Wir brauchen klare Ausstiegsszenarien aus 
den Corona-Beschränkungen. Grenzöffnun-
gen sind nötig, dürfen aber nicht nur ge-
macht werden, weil das Volk sie will, sondern 
weil wir bei der Bewältigung der Krise gut 
vorangekommen sind.“  

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

Es sind zwei Säulen geplant: 
für Startups mit und ohne Ven-
ture Capital. Und das ist wich-
tig: So sind Startups der Motor 

für unseren techni-
schen wie wirtschaft-
lichen Fortschritt. 
Sie brauchen eine 
Perspektive und 
Wachstumschancen. 
Sie müssen auch 
jetzt ihre digitalen 
und innovativen 
Ideen voranbringen 
können. Es geht um 
unsere innovative 
Zukunft; es geht um 

unseren Technologie-Standort 
Deutschland. Deswegen muss 
auch der angekündigte Zu-
kunftsfonds für die langfristige 
Perspektive schnell kommen. 

Darüber hinaus hat der Fi-
nanzausschuss des Bundesta-
ges am Mittwoch den Entwurf 
eines Gesetzes zur Umsetzung 
steuerlicher Hilfsmaßnahmen 
zur Bewältigung der Corona-
Krise (Corona Steuerhilfege-
setz) beraten. So sollen mit der 
zeitlich befristeten Umsatz-
steuerermäßigung ab 1. Juli 
2020 für Restaurant- und Ver-
pf legungsdienstleistungen 
(Speisen zum dortigen Verzehr) 

Mit zunehmender Dauer stel-
len die Einschränkungen CO-
VID-19-Pandemie eine enor-
me und wachsende Heraus-
forderung für die 
Zukunft unseres 
kulturellen und ge-
sellschaftlichen Zu-
sammenlebens und 
unseres Wirtschaf-
tens dar.  

Deshalb ist es sehr 
erfreulich, dass das 
Bundeswirtschafts-
ministerium und 
das Bundesfinanz-
ministerium in einem Kon-
zept angekündigt haben, dass 
noch im Mai erste Gelder aus 
dem Unterstützungspaket für 
Startups - junge, innovative 
Unternehmen - fließen 
sollen.   

Die Finanzierung der 
Hilfsmaßnahme ist end-
lich gesichert; die De-
tails stehen. Es war die 
richtige Entscheidung 
der Bundesregierung, 
ein eigenes Programm 
für Startups und junge Tech-
nologieunternehmen auf die 
Beine zu stellen. Denn viele 
der bisherigen Maßnahmen 
laufen bei Startups leider ins 
Leere. So ist es für Startups 
häufig schwierig, einen Bank-
kredit zu bekommen. Jetzt 
können alle Startups, die 
durch Corona in Liquiditäts-
engpässen geraten sind, den 
Rettungsschirm wahrneh-
men. 

die wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie 
auf die Gastronomiebranche 
abgemildert werden, sobald ei-
ne vorsichtige Öffnung wieder 
möglich ist. 

Daneben sind weitergehende 
Maßnahmen im Bereich des 
Steuerrechts erforderlich, um 
die Wirtschaft und unsere Un-
ternehmen in der jetzt anste-
henden wirtschaftlich schwieri-
gen Lage zu unterstützen. Die 
von uns bisher bereits geforder-
te Reform des Unternehmens-
steuerrechts wird in der anste-
henden Rezession um so dring-
licher. Wir fordern daher unter 
anderem: 

Die Verlängerung der Reinves-
titionsfrist in § 7g EStG für in 

2020 fällig werdende 
Investitionen. 

Eine Ergänzung der 
Verwaltungsanwei-
sung zur unterjähri-
gen Verlustverrech-
nung in Form einer 
„Corona-Rücklage“, 

die es ermöglichen soll, im Rah-
men der steuerlichen Gewinner-
mittlung 2019 eine steuerfreie 
Rücklage für die im Jahr 2020 
erwarteten Verluste zu bilden. 

Außerdem muss die steuerliche 
Belastung von thesaurierten 
Gewinnen bei Personengesell-
schaften reduziert werden. 

Eine Ausweitung der bestehen-
den Verlustverrechnungsmög-
lichkeiten nach § 10d EStG. 

Unterstützung für Unternehmen  


